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[bookmark: _Toc122363636]Einführung ins Thema der Vorlesung
1.1. [bookmark: _Toc122363637]Die Schweiz: Erfolgsgeschichte und Sonderfall
Die Schweiz wird gerne als Sonderfall gesehen, so redete zum Beispiel Zeigler vom "Bonheur d'être Suisse". Die Schweiz hat an keinen Weltkriegen teilgenommen, eine gute öffentliche Infrastruktur und eine stabile Regierung, die auf dem System der Konkordanz beruht.
Doch besteht hier die Gefahr, die Realität zu verklären.
 
Die schweizer Politikwissenschaft beschäftigt sich also mit der Frage, was andere Staaten vom Sonderfall Schweiz lernen können. Zeitgleich wurde aber auch der Verklärung entgegen gewirkt, hier besteht aber die Gefahr, dass zu scharfe Kritik ausgeübt wird, zum Beispiel der Konsens der schweizer Regierung als leichte Repression durch die bürgerliche Elite.
Die Schweiz sollte als politischer Normalfall gesehen werden, also weder mythologisch oder zu kritisch. So gibt es andere neutrale Staaten (Österreich, Schweden, Finnland…), föderalistische Staaten (Belgien, Deutschland, Österreich…) oder direkte Demokratien (Italien, US-Bundesstaat Kalifornien).
 
Es stellen sich unter anderem folgende Fragen:
Unterscheidung von Spezifischem und Allgemeinen
· Theoriegeleitetes Vorgehen
· Generalisierbare Aussagen?
· Bedingtheit der Schweizer Verhältnisse?
· Internationaler Vergleich
· Ähnlichkeiten mit anderen politischen Systemen?
· Eigenheiten des politischen Systems der Schweiz?
· Ausgangspunkt: Einordnung der Schweiz in theoretische Kategorisierung verschiedener Demokratie-Typen
 

1.2. [bookmark: _Toc122363638]Demokratietypen
Consociationalism:
Nationen-building in kulturell fragmentierten Ländern, zum Beispiel Niederlande (religiös), Belgien und Schweiz (sprachlich) [Lijphart]
Nationen werden zusammengehalten durch ein "Gentlemen's agreement" zwischen den Eliten (Vertreterinnen der gesellschaftlichen Gruppen), somit kann von einer Konsensdemokratie gesprochen werden.
 
Arend Lijphart unterscheidet hier zwischen zwei Demokratietypen, der Konsens- und der Mehrheitsdemokratie.
 
Typisch für eine Konsensdemokratie sieht er Machtteilung, eine Ausgewogenheit der Entscheide und Machtbeschränkung, hier kann die Schweiz als Beispiel genommen werden
 
Typisch für die Mehrheitsdemokratie sieht er Machtkonzentration, Entscheidungs- und Durchsetzungsfähigkeit der Regierung: Hier kann Grossbritannien, das «Westminster-Modell» als Beispiel gelten.

Kategorisierung von Demokratien/Demokratietypen
· In seiner Studie hat Lijphart Aspekte formuliert und verschiedene Nationen eingeordnet. Die Antworten halfen ihm, die Länder auf einer Grafik zu platzieren. So gibt es horizontale und vertikale Aspekte, die Organisation des Staates (föderalistisch oder zentralistisch) und das Parteiensystem (Zwei- oder Mehrparteiensystem) stehen hier beispielhaft für Faktoren mithilfe derer Staaten zugeordnet wurden.
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Zusammenhänge
Zusammenhang zwischen Konsensdemokratien und der Arbeit einer Regierung:
· Verwaltung effektiver
· Korruptionskontrolle stärker
· Ein Einfluss auf Wirtschaftswachstum, Arbeitslosigkeit und Budgetdisziplin konnte nicht nachgewiesen werden.
 
Zusammenhang zwischen Konsensdemokratie und gesellschaftlicher oder politischer Gewalt:
· Politischer Gewalt seltener
· Gewaltsame innenpolitische Konflikte und Tote durch ‘domestic Terrorism’ sind seltener
 
Zusammenhang zwischen Konsensdemokratie und Demokratiequalität:
· Gesellschaftliche Ungleichheit geringer (positiv)
· Wahlbeteiligung hoch
· Sozialausgaben pro Kopf hoch
· Umweltqualität hoch
· Anteil der Bevölkerung im Gefängnis tiefer als bei Mehrheitsdemokratien
 
· Lijphart kommt zur Schlussfolgerung: «Consensus democracy tends to be the ‘kinder, gentler’ form of democracy» (Lijphart 2012: 274).


[bookmark: _Toc122363639]Föderalismus
1.1. [bookmark: _Toc122363640]Föderalismus als politisches Projekt
Föderalismus lässt sich definieren als Prinzip der Macht- und Souveränitätsteilung zwischen provinziellen und einer zentralen Regierung. Es finden sich also alle staatlichen Institutionen (also Exekutive, Legislative und Judikative) auf allen Ebenen wieder. Zusätzlich ist es den tieferen Ebenen möglich, in nationalen Entscheidungsprozessen mitwirken zu können.
 
Die alte Eidgenossenschaft vor 1798 bestand aus 13 Kantonen und ihren Untertangebieten, das Koordinationsgremium wurde Tagsatzung genannt. Das, auch als ancien régime bekannte, alte System war auf beiden politischen Seiten nicht beliebt. Die ländlich-bäuerlichen Révolutionaires, die sich gegen die Herrschaft der Städte auflehnten, und die liberal-zentralistischen Reformisten (Kaufleute und Intellektuelle) standen sich hier gegenüber.
 
Als Napoleon die Schweiz eroberte (1798) die Schwierigkeiten hatte, Bauern als Soldaten zu rekrutieren, gründete er die zentralistische Helvetische Republik, in der die Kantone nur Verwaltungsbezirke waren. So kamen neue Gebiete in der Schweiz dazu, gleichzeitig wurden bestehende Kantone aufgetrennt oder von ihren Untertanengebiete getrennt.
 
Die Helvetische Republik überdauerte aber nur 5 Jahre, bevor die Spannungen zu gross wurden und nach einem Eingreifen Napoleons die Mediationsakte (1803) ausgehandelt wurde. Nun waren die Kantone keine Verwaltungsbezirke mehr, gewisse Gebiete aber auch keine Untertanengebiete. So entstanden neue Kantone, auch als "Mediationskantone" bekannt (SG, GR, AG, TG, TI, VD). Die nationale Legislative und Exekutive wurde abgeschafft, es gab eine Rückkehr zur Tagsatzung. Einheitliche Masse und Zölle blieben aber bestehen.
 
1815 jedoch zerbrach das Napoleonsche Imperium. Am Wiener Kongress (1815) wurde die Frage der Schweiz verhandelt. Die Aufteilung der Schweiz an Deutschland, Frankreich und Italien wurde diskutiert, jedoch wurde sich darauf geeinigt, dass ein neutrales und souveränes Land als Pufferzone zwischen Frankreich und Österreich am besten sei. Mit dem Bundesvertrag von 1815 schotteten sich die Kantone wieder vermehrt ab, die Macht der Tagsatzung wurde weiter beschnitten. Einheitliche Masssysteme und Zölle wurden abgeschafft, der Handel wurde erschwert. Dies war mitverantwortlich für Hungersnöte und Auswanderungen während dem "Jahr ohne Sommer" 1816. Neu kamen nun auch Kantone in der Westschweiz dazu (VS, NE, GE)
 
Um 1830 bekam die liberale Bewegung wieder Aufschwung, in den liberalen Kantonen wurden progressive Verfassungen verabschiedet. Getrieben von ihrer Erfolgswelle sollen die liberalen Ideen auch auf Bundesebene umgesetzt werden, hier gibt es aber Widerstand der Konservativen. Als sich die liberale Bewegung radikalisiert und begonnen wird Klöster zu schliessen, reagieren die konservativen Kantone damit, den geächteten Jesuitenorden zuzulassen. Ein Sonderbund der konservativen Kantone wird gegründet (LU, UR, SZ, UW, ZG, FR, VS). Es ist der Beginn des Sonderbundskrieges (1847), welcher von den Bundestruppen unter General Duffour gewonnen wird.
 
Die Schweiz bekommt eine neue, liberale und föderalistische Verfassung (1848), es ist ein Übergang zum Bundesstaat. Die neue Verfassung ist ein Kompromiss, denn sie erlaubt den (konservativen) Kantonen eine gewisse Autonomie und Mitspracherecht. Inspiriert ist die neue Verfassung von der amerikanischen.


1.2. [bookmark: _Toc122363641]Institutionen und Funktionsweise
Schweizer Föderalismus: 
· Ausgleich und Solidarität zwischen den Kantonen
· Bundespolitik: Verfassungspolitik unter Mitwirkung des Volkes
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Kantone
Vertikale Institutionen:
· Nehmen Einfluss auf Entscheidungen des Bundes
· Ständerat
· Zweikammersystem, trotz Wahl durch das Volk Vertreterinnen der Kantone
· Ständemehr
· Schützt ehemalige Sonderbundskantone
· Standesinitiative
· Wirkung gering, da der Bund nicht auf die Initiativen eingehen muss. Heutzutage meistens aus Protest verwendet
· Kantonsreferendum
· Wurde nur einmal verwendet: Steuerpaket 2003
· Expertinnenkommissionen und Vernehmlassungsverfahren (Jedoch sind Verbände einflussreicher)
· Rege Beteiligung, die Kantone haben aber ein geringes Gewicht
· Mitwirkung im Vollzug
· Sprachenproporz (informelle Regel, für Ignazio Cassis wichtig)
· Parteiensystem (föderalistischer Aufbau der Parteien)
 
Horizontale Institutionen:
· Koordination der Politik der Kantone
· Konkordate (interkantonale Vereinbarungen)
· Koordination, gemeinsame Infrastruktur
· Starke Zunahme, vor allem regional
· Politische Funktion: Bundesregelung verhindern (zB Bildungspolitik)
· Probleme: Demokratiedefizit, Schwerfälligkeit 
· Die kantonalen Direktorinnen- und Fachbeamtinnenkonferenzen
· Zum Beispiel die Gesundheitsdirektorinnenkonferenz
· Die Konferenz der Kantonsregierungen (KdK)
 
Gemeinden
· Älteste politische Institutionen
· Funktion: Regelung vom Unterhalt von Gemeindegut
· Heute: "politische Gemeinden"
· Spezialgemeinden: Bürgerinnengemeinden, Korporationen, Kirchengemeinden, Schulgemeinden
 
· Autonomie:
· Bestandesgarantie
· Organisationsfreiheit (zB Volksversammlung oder Parlament)
· Steuerhoheit
· Selbstständige Erfüllung der Aufgaben
 
Aufgabenverteilung
· 1848: wenige Aufgaben beim Bund
· Seither massiver Ausbau in 5 Bereichen
· Rechtspolitik
· Nationale Infrastruktur
· Wirtschaftspolititk
· Sozialpolitik
· Fiskal- und Finanzpolitik
 
· Dual federalism – cooperative federalism
· Von der Schichttorte (‘layer cake federalism’) zum Marmorkuchen (‘marble cake federalism’) [Grodzins 1960]
· Aufgabenteilung zwischen Bund, Kantonen und Gemeinden
· Ausschliessliche Kompetenzen Bund bzw. Kantone
· Parallele Kompetenzen
· Vollzugsföderalismus: Bund entscheidet (Rahmengesetzgebung), Kantone vollziehen (Anwendungsgesetze)
· Kompetenzen der Gemeinden
 
Aufgabenteilung und Vollzug
Dual federalism - Schichttorte
· Klare Kompetenzen (zB USA, Kanada, Australien)
 
Cooperative federalism - Marmorkuchen
· Vermischte Entscheide/Aufträge (zB Schweiz)
· Kantone haben die meisten Ausgaben, Bund hat keine grossen Verwaltungsabteilungen
· Bund bestimmt vor allem, jedoch haben Kantone innerhalb der Gesetze relativ viel Spielraum
· Vollzugsdisparitäten
· Wirkung der Autonomie
· Blockaden: zB Frauenstimmrecht
· Innovationen: zB Drogenpolitik


1.3. [bookmark: _Toc122363642]Herausforderungen und Probleme
Herausforderungen und Probleme
 
Regeln und Institutionen stammen von 1848. In der Zwischenzeit gab es jedoch strukturelle Veränderungen:
· Unterschiedliche Demographie
· Wirtschaftliche Entwicklungen und Ressourcenunterschiede, zB Stadt-Land
· Minderheiten leben heute nicht mehr in Ex-Sonderbundskantonen, Minderheiten sind heute viel stärker benachteiligt
 
Demographie:
· Kleinräumigkeit der Kantone
· Schweiz hat im Vergleich zu anderen Ländern sehr kleine Gliedstaaten
· Grössenunterschiede nehmen zu (ZH: 1.6 Mio vs AI: 16'300)
· Spannungen zwischen Föderalismusprinzip und Demokratieprinzip
 
Sperrminorität
· Volksmehr: Eine Person, eine Stimme
· Ständemehr: Ein Kanton, eine Stimme
· Sperrminorität: Anzahl der Stimmen, die notwendig sind, um Vorlage mit Ständemehr-Erfordernis zu Fall zu bringen
· Theoretisch: Ca. 9 % (Wenn grosse Kantone nein sagen)
· Real: 20 - 25% 
· Ist das Ständemehr noch gerechtfertigt?
 
Wirtschaftskraft
· Wenige finanziell starke Kantone (ZH, BE, VD, GE leisten 49% des BIP der Schweiz)
· Stellt Prinzip von Solidarität und Ausgleich auf die Probe
 
Funktionale Räume
· Mehr Pendlerinnen über Kantonsgrenzen hinweg -> Grossregionen, Agglomerationen
· Grenzüberschreitende Agglomerationen (zB BS, GE, TI, Rheintal)
· Zunehmende Kooperationen auf Gemeindeebene
· Feuerwehren
· Abwasserreinigungsanlagen
· Spitäler
· Abgabe an Autonomie
 
 
Mögliche Reformen
 
Gebietsreformen (zB Fusionieren von Gemeinden und Kantonen)
· Grosse Kantone und Gemeinden sind bedeutender
· Aber: Kleinere Gebiete konkurrieren eher (bessere Angebote)
· Kantone: Durchführbarkeit schwierig, zu grosse demokratische Hürden
· Gemeinden: Einfacher in Agglomerationen (Problem: Steuersatz)
Reform von Ständerat und Ständemehr
· zB Gewichtung nach Bevölkerungsgrösse (Dritter Sitz/Stimme für grosse Kantone)
· Durchführbarkeit schwierig, da gestärkte Minoritäten keinen Rückschritt zulassen werden/wollen (Sparrminoritäten/«Einbahnstrasse»)
Reform des finanziellen Ausgleichs
· Neuer Finanz- und Lastenausgleich
Aufgaben entflechten
· Übertragen von schwierigen Aufgaben an höhere Ebene (zB ÖV von Gemeinde zu Kanton)



[bookmark: _Toc122363643]Entscheidungsstrukturen
1.4. [bookmark: _Toc122363644]Wahlen, Parteien und Parteiensystem
Wahlsysteme
Mehrheitswahlrecht
· Reiner Majorz: Einerwahlkreise, Kandidatin mit meisten Stimmen gewinnt ("First-past-the-post"), zB USA, Kanada, UK, Indien
· Mehrere Wahlgänge (absolute Mehrheit für Wahl vonnöten), zB Frankreich
· Präferenzwahlsystem (mehrere Wahlgänge simultan), zB Australien
 
Verhältniswahlrecht
· Reiner Proporz: Ein Wahlkreis, Listen gewinnen Sitze im Verhältnis der gewonnenen Stimmen, zB Israel, Niederlande, Slowakei
· Mehrere Wahlkreise, zB Schweiz
· Personalisieren der Liste (panaschieren, kumulieren), zB Schweiz
· Sperrklauseln (5%-Hürde), zB Deutschland
 
Duverger's Gesetz
· Majorz -> Zweiparteiensystem
· Proporz -> Mehrparteiensystem
 
 
Wahlverhalten
Cleavage-Theorie: 4 klassische gesellschaftliche Spannungen
· Kirche vs Staat (Gründung der Nationalstaaten, Begründung von Macht)
· Zentrum vs Peripherie (Föderalismus)
· Stadt vs Land (unterschiedliche Lebenswelten)
· Arbeits vs Kapital (links vs rechts)
· Parteiensysteme sind auf Spaltungen "eingefroren"
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-> Heute nicht mehr zeitgemäss
· Abnehmende Parteibindung
· Zunahme Wechselwählerinnen
· Orientierung nach Problemen und Kandidatinnen, weniger nach Parteien
 
Neue Konfliktlinien:
· Arbeit vs Kapital (bisher)
· Ökologie vs Ökonomie
· Öffnung vs Abgrenzung
 
 
Wahlbeteiligung
In der Schweiz tiefer als im Ausland
· Konkordanz statt Konkurrenz, Wahlen nicht so wichtig -> wenig Veränderungen (gleiche Regierungskonstellation seit Jahrzehnten)
· Begrenzte Parteienkonkurrenz
 
Gründe für Wahlbeteiligung
· Verständnis, politisches Wissen, Informiertheit (Beeinflusst durch Grad der Ausbildung)
· Interesse für Politik (Beeinflusst durch Geschlecht, Alter, Persönlichkeit)
· Mitgliedschaft in Vereinen/Parteien
 
Gründe für Nichtwählerinnen
· Zufrieden Desinteressierte -> Unpolitische
· Inkompetente -> Geringes politisches Wissen
· Sozial isolierte -> Keine Diskussionen
 
-> Politische Bildung ist wichtig!


1.5. [bookmark: _Toc122363645]Parlament
Allgemein
· Oberste Gewalt des Bundes
· Aufgaben und Funktionen:
· Wahl der wichtigsten Bundesbehörden durch vereinigte Bundesversammlung)
· Verfassung- und Gesetzgebung
· Finanzsteuerung (Budget und Rechnung)
· Kontrolle und Oberaufsicht (GPK/PVK, PUK)
· Keine Unterstellung unter Verfassungsgerichtbarkeit (Verfassungswidrige Gesetze möglich)
 
-> Präsidialsystem: Wahl der Präsidentin durch Volk
· Gesetzgebung bei Parlament ("Arbeitsparlament")
-> Parlamentarisches System: Wahl der Regierung durch Parlament
· Gesetzgebung bei Regierung ("Redeparlament")
 
Werkzeuge
Parlament (Vorstossrecht der Parlamentsmitglieder)
1. Parlamentarische Initiative: ausgearbeitetes Gesetz
1. Motion: Bundesrat muss Massnahme treffen
1. Postulat: Bundesrat muss Bericht erstatten
-> Zustimmung des Parlaments
1. Interpellation: Bundesrat muss Antwort geben
1. Anfrage: Bundesrat verfasst schriftliche Antwort
 
Regierung
· Schickt Vorlage ins Parlament (häufigster Auslöser von Gesetzgebungsprozessen)
 
· Da aber viele Vorlagen der Regierung vom Parlament abgeändert werden, kann in der Schweiz von einem "Arbeitsparlament" gesprochen werden
 
 
Organisation
Zweikammersystem
· Beide Kammern gleichberechtigt
· Nationalrat: "200 Abgeordnete des Volkes"
· Ständerat: "46 Abgeordnete der Kantone"
· Pro Jahr vier Sessionen à 3 Wochen (deutlich weniger als in anderen Ländern der Welt)
 
Parlamentsleitung
· Ratspräsidentin, Vizepräsidentin, Stimmenzählerinnen, Fraktionspräsidentinnen
 
Fraktionen
· Mindestens 5 Abgeordnete - ohne Fraktion kein Anspruch auf Sitz in Kommission, deshalb kleinere Parteien in Fraktion grösserer Parteien (zB PdA + Sol -> GP, EVP -> CVP, EDU + Lega -> SVP)
· Wichtige Rolle bei Vorberatung der Geschäfte
· Fraktionsdisziplin
· Insgesamt relativ niedrig
· Linke stimmen relativ geschlossen (Weniger Leute), Bürgerliche weniger
 
Kommissionen (12 NR, 11 SR)
· Sachbereichs-Kommissionen (9)
· Aufsichtskommissionen (2)
· Gemeinsame Kommissionen (3)
· Immunitätskommission (Nur NR)
· Nicht-ständige Kommissionen (PUK, LPK)
-> Wichtig für Autonomie des Parlaments
 
 
Milizparlament
Milizprinzip
· Absolute Immunität: vA Schutz der Redefreiheit (Gilt im Parlament)
· Relative Immunität: Ausserhalb (In Zusammenhang mit Mandat)
· Entschädigung (Relativ tief, immer mehr Vollzeitpolitikerinnen)
 
Interessensbindungen
· Pflicht zur Offenlegung
· Nehmen zu (Durchschnittlich 8 Mandate/Person), unterschiedlich je nach Partei
· Starker Einfluss
· Landwirtschaft, Gewerbe, Arbeitgebende, Gewerkschaften
· Wirtschafts- und Berufsverbände
· Schwacher Einfluss
· Wertebasierte Verbände
· "Doppelte Loyalität" gegenüber Partei/Fraktion und weiteren Mandaten


1.6. [bookmark: _Toc122363646]Regierung und Verwaltung
Allgemein
 
Bundesrat
· Vertritt Schweiz nach aussen
· Informiert Bevölkerung (zB gegen Aussen)
· Bereitet wichtige Entscheide vor
· Verordnungen, Konkretisierungen von Gesetzen
· Bundesverwaltung
 
Direktorialsystem
· Relative Unabhängigkeit von Regierung und Parlament, Konflikte möglich
· Wechselnde Koalitionen
 
Kollegialitätsprinzip
· Einfache Mehrheit bei Entscheiden nötig
· Beschlüsse müssen geschlossen nach aussen vertreten werden, Spannungen zw. Bundesratsmandat und Parteilinie (Gleichzeitig Regierungs- und Oppositionspartei)
 
 
Regierungsreformen
 
Probleme
· Überlastung der Mitglieder (Müssen zB bei Diskussion "ihrer" Gesetze im Parlament anwesend sein)
· Politikformulierung verlagert sich in Departemente
· Mangelnde Kohärenz
 
Ideen
· Volkswahl des Bundesrats
· Andere Wahlverfahren
· Einführung eines rein parlamentarischen Systems
· Proporzwahl
· Listenwahl
· Erhöhung der Mitgliederanzahl (zB von 7 auf 9)
· Stellvertretende Bundesrätinnen (zB bei Diskussionen von Gesetzen im Parlament)
· Aufwertung des Bundespräsidiums (Verlängerung der Amtszeit auf 2 Jahre)
 
Bereits umgesetzt
· Einrichtung der Bundeskanzlei
· Vermehrter Einsatz von Staatssekretärinnen
· Persönliche Mitarbeiterinnen für Bundesrätinnen
 
 
Bundesverwaltung
 
Exekutive
· Bundesrat
· Bundesverwaltung
 
7 Departemente (Jeweils ein Generalsekretariat)
· EDA (Äusseres) 					Ignazio
· EDI (Inneres) 						Alain
· EJPD (Justiz, Polizei) 					Elisabeth
· VBS (Verteidigung, Bevölkerungsschutz, Sport)	Viola
· EFD (Finanzen)					Karin
· WBF (Wirtschaft, Bildung, Forschung)		Guy
· UVEK (Umwelt, Verkehr, Energie, Kommunikation)	Albert :(
 
4 "konzentrische Kreise"
· Zentrale Verwaltung (direkt BR unterstellt)
· Einheiten mit relativer Unabhängigkeit (zB ENSI, meteoschweiz; Teil von Departementen)
· Einheiten mit eigener Rechtspersönlichkeit (zB ETH)
· Privatrechtliche Unternehmen im Besitz des Bundes (zB SBB, Post, Swisscom)


1.7. [bookmark: _Toc122363647]Verbände
Interessensverbände:
1. Arbeitgeberinnenverbände: Unternehmen (z.B. Arbeitgeberverband)
1. Gewerkschaften: Arbeitnehmerinnen (z.B. Gewerkschaftsbund)
1. Berufsverbände: Standesinteressen (z.B. FMH, VSUZH)
1. Öffentliche Verbände: Ziele in Politikbereichen (z.B. Greenpeace, Operation Libero)
1. Kategorielle Verbände: Einsatz für spez. Gruppe (z.B. Pro Infirmis)
 
Interessenverbände in verschiedenen Demokratiemodellen (Lijphart):
· Mehrheitsdemokratie: Pluralismus
· voneinander unabhängige Interessenverbände versuchen auf unkoordinierte Weise, die Regierung zu beeinflussen (Lobbying)
· Konsensdemokratie: Korporatismus
· Korporatismus: Interessenverbände koordinieren sich untereinander (Dachverbände) und werden in die Politik einbezogen (Formulierung und Vollzug)
· Staat teilt sich Macht mit Verbänden
 
Arbeitgeberinnenverbände: 
· Frühe Konstituierung auf nationaler Ebene
· Hoher Grad an Selbstorganisation: Wurzeln im Zunftwesen, Neuformierung im liberalen Staat
 
Arbeitnehmerinnenverbände:
· Eher späte Konstituierung, da früher repressives Vorgehen gegen Gewerkschaften
· Arbeiterinnenbewegung fragmentiert durch dezentralisierte Industrialisierung sowie gesellschaftliche Spaltungen (religiös, ideologisch, sprachlich)
 
Beziehungen zw Verbänden:
· Arbeitskämpfe führten zu Ausdehnung von GAV (Aber: Reichweite der GAV ist limitiert)
· GAV regeln Arbeit besser als das Gesetz
· Korporatismus: Verbände einigen sich ohne Einfluss der Politik
 
Beziehungen zwischen Staat und Verbänden:
· Mitwirkung bei der Politikformulierung
· Teilnahme an ausserparlamentarischen Expertinnenkommissionen
· Mitwirkung im Vernehmlassungsverfahren (Eben nicht nur Parteien dabei, sondern auch Verbände -> Zufriedenheit aller Akteurinnen)
· Lobbying im Parlament
· Leitung und Finanzierung von Abstimmungskampagnen
· Mitwirkung bei der Umsetzung der Politik
· Konsultation oder Dienstleistungen für Verwaltung
· Delegation von Vollzugsaufgaben an Verbände: parastaatlicher Politikvollzug
· zB bei Milchkontingentierung
 
Einordnung des Schweizer Verbandssystems (Korporatismus):
· Sozialpartnerschaft, national koordinierte Interessenverbände, freiwillige und informelle Kooperation
· ABER: Machtasymmetrie zugunsten Arbeitgeberinnen, dezentralisierte Lohnverhandlungen, schwache Reichweite der GAV
· Starke Einbindung von Verbänden bei der Formulierung und beim Vollzug von öffentlichen Politiken
 
Neueste Entwicklungen (seit den 1990er Jahren):
· Globalisierung führt zu Veränderungen und Reorganisationen der Interessenverbände
· Liberalisierungsreformen in vielen Bereichen (zB Milchkontingentierung abgeschafft)
· Spannungen zwischen Verbänden der globalen Märkte und solchen der nationalen/lokalen Märkte (zB Reorganisation der Interessensverbände)
· Neue Beziehungen zwischen Interessenverbänden und Politik
· Zunahme der Lobbyistinnen
- > Verstärkte pluralistische Züge, Bewegung weg von (reinem) Pluralismus
 
Soziale Bewegungen:
· thematisieren Anliegen ausserhalb der Institutionen
· Nicht-konventionelle Proteste
· ‘Familien’ von sozialen Bewegungen
· Traditionelle Bewegungen (Arbeitnehmerinnen)
· Neue soziale Bewegungen (Friedensbewegung)
· ‘Altermondialistes’: Globalisierungsgegnerinnen (Klimastreik, BLM)
· Offene ‘Political Opportunity Structure’
· Begünstigt Entstehung von sozialen Bewegungen
· Führt zu eher wenig radikalen Ausdrucksformen
· Offene vs geschlossene Structure (zB In Schweiz offen, da direkte Demokratie und Föderalismus)



[bookmark: _Toc122363648]Direkte Demokratie
1.8. [bookmark: _Toc122363649]Die direktdemokratischen Institutionen
Modell der partizipativen, direkten Demokratie:
· Ideengeschichtliche Grundlagen und Autoren
· Jean-Jacques Rousseau
· Moderne Autoren: Barber, Pateman, Habermas, Dryzek u.a.
· Grundprinzipien und – Argumente
· Kontrolle der Regierenden durch direkte und häufige Beteiligung
· Erzieherische Wirkung der politischen Beteiligung (-> "Citoyenne")
· Beteiligung Vieler verbessert deliberative Qualität der Politik
· Beteiligung führt zu Integration der Gemeinschaft (gesteigerte Identifikation)
 
Modell der liberalen, repräsentativen Demokratie:
· Ideengeschichtliche Grundlagen und Autoren
· John Locke
· Moderne Autoren: Schumpeter u.a.
· Grundprinzipien und – Argumente
· Komplexität und Grösse der modernen Gesellschaften
· Überforderung und Inkompetenz der Bürgerinnen
· Delegation der Macht an Eliten (Arbeitsteilung)
· Kompetitive Auswahl der Repräsentanten in Wahlen
- > ‘competitive elitism’

Direktdemokratische Institutionen
[image: Table
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Volksinitiative:
· Ausgearbeitete VI auf Teilrevision der Verfassung ist meistbenutzte Form
· Bottom-up Charakter eingeschränkt durch Einflussmöglichkeiten des Parlaments:
· Gültigkeitsprüfung (Einheit der Form und der Materie; Einhaltung zwingender Bestimmungen des Völkerrechts)
· Gegenvorschlag: indirekt (Gesetz) oder direkt (Verfassung) (Doppeltes ‘Ja’/Stichentscheid erst seit 1987 möglich)
· Umsetzung angenommener Volksinitiativen
 
«Halbdirekte Demokratie»
· Zusammenwirken von Regierung, Parlament und Volk in einem Gesamtsystem:
· Volk als Kontrollinstanz für wichtigste Fragen
· Parlament entscheidet über nächstwichtigste Fragen
· Regierung zuständig für Fragen geringerer Tragweite
· Repräsentative + Direkte Demokratie = Halbdirekte Demokratie
 
Nutzung der Volksrechte
· Zunehmende Nutzung der direkt-demokratischen Instrumente
· Nutzung v.a. bei Oppositionsinteressen (Opposition nicht systemisch, sondern thematisch)
· Stabile Erfolgsquote bei obligatorischen (und fakultativen) Referenden (-> ernstzunehmendes Mittel/Drohung)
· Zunehmende Erfolgsquote der Volksinitiativen
 
Direkte Demokratie in den Kantonen
· Stärker ausgebaute Volksrechte (v.a. Gesetzesinitiative und Finanzreferendum)
· Deutliche Varianz in Ausgestaltung und Nutzung: Stuzer-Index
· Vergleich zur Bundesebene
· Bessere Chancen für Initiativen
· Hohe Annahmeraten für obligatorische Referenden
· Standesinitiative (Bundesparlament muss Thema diskutieren) kann in einigen Kantonen von Volk ausgelöst werden


1.9. [bookmark: _Toc122363650]Direkte und indirekte Wirkungen von Referendum und Volksinitiative
Referendum
 
Grundsätzliches:
· erlaubt Ausüben einer ‘fallweisen’ Opposition
· Opposition nicht ausgeübt, wenn alle mit Parlamentsvorlage zufrieden sind, d.h. keine Gruppe wird schlechter gestellt als vorher
- > Pareto – Optimum
· Regeln der Gesetzgebung machen Pareto-Optimum unwahrscheinlich:
· Mehrheitsregel erlaubt Übergehen von Minderheitspositionen
· Rationale Akteurinnen suchen ‘minimal winning coalition’
· ALSO: Mehrheitskoalition muss den potentiellen Nutzen eines Gesetzes gegen das Risiko eines Referendumserfolgs der oppositionellen Minderheit abwägen
· Bei vollständiger Informiertheit aller Akteurinnen würden keine fakultativen Referenden ergriffen, bzw. keine Vorlagen in obligatorischen Referenden abgelehnt. Gründe, warum dies trotzdem passiert:
· Mehrheitskoalition unterschätzt Opposition
· Minderheitsopposition überschätzt eigene Kräfte
· Referendum durch Aussenseiterinnen (- > Versuch der Kompensation durch Konkordanz und vorparlamentarisches Verfahren)
· Status Quo verstärkende Wirkung (- > Innovationshemmung)
· Direkt: Scheitern einer Vorlage in der Volksabstimmung
· Indirekt: Mehrheitskoalition sucht Kompromisslösung
 
Referendum als Damoklesschwert über dem Entscheidungsprozess
· Einbezug referendumsfähiger Akteurinnen in ausserparlamentarischen Kommissionen, Konsultation im Vernehmlassungsverfahren
· Relativierung des Parlamentes, Aktionsfeld für organisierte Interessen: «Verhandlungsdemokratie» (Neidhart 1970)
ABER: Relativierung dieser These (Sciarini 2022)
· Vernehmlassungen für Vorlagen ohne Referendum (Vernehmlassungen dienen nicht nur der Verhinderung von Referenden)
· Einbezug von nicht-referendumsfähigen Gruppen
· Mehrheitslogik von Instanzen der vorparlamentarischen Phase
 
Doppelte Innovationshemmung
· Verspätete Entwicklung des Sozialstaats
· Vergleichsweise tiefe Staatsquote (Ausgaben des Staats im Verhältnis zum BIP)
· Nicht-Engagement in der Aussenpolitik
-> Grund: Referenden
 
 
Initiativen
 
Funktionen der Volksinitiative
1. Ventil: Durchsetzung einer Forderung gegenüber den Behörden (hohe Erfolgschance, geringe Innovation)
1. Schwungrad und Verhandlungspfand: Indirekte Berücksichtigung eines Anliegens durch die Behörden (hohe Erfolgschance, geringe Innovation) - Gletscherinitiative
1. Katalysator: Mobilisierung neuer Tendenzen und Themen (hohe Innovation, geringe Erfolgschance) - Armeeabschaffungsinitiative, Folge: Armeereformen
1. Wahlhilfe: interne Mobilisierung und Selbstinszenierung (kein allg. gültiger Zusammenhang zw. Innov. und Erfolgschance)
3. Ausschaffungsinitiative (SVP)
3. Selbstbestimmungsinitiative (Auch SVP)
3. Neutralitätsinitiative (Schon wieder SVP)
-> Gründe dafür, dass so viele Initiativen lanciert werden
 
Systemwirkungen der Volksinitiative
· Kompensation der Innovationsschwächen des pol. Systems?
· Bei spezifischen Themen ja, strukturell vielleicht
· Problem der Systemüberlastung durch neue Widersprüche
· Kollisionen zwischen Völkerrecht und Demokratie (zB Europapolitik)
· Spannungen zwischen Rechtsstaat und Demokratie (zB Grundrechtsproblematische)
· Integration der Opposition
· Unzufriedene können Dampf ablassen
· Entradikalisierung von sozialen Bewegungen
· moderatere Forderungen
· weniger konfrontative ‘action repertoires’
 
 
Auswirkungen
 
Wirtschaft
· Pessimistische Sicht
· Reformunfähigkeit führt zu Wachstumsschwächen
· Volksinitiativen führen zu erhöhten Staatsausgaben
ABER: wenig empirische Evidenz
· Optimistische Sicht
· Empirische Methode: Kantonsvergleiche
· (Finanz)referendum bremst den Steuerstaat
· Kein "Robin-Hood-Effekt" der Volksinitiativen
 
Gesellschaft
· Problematische Aspekte:
· Potenzial für eine «Tyrannei der Mehrheit»
· Optimistische Sicht:
· Direkte Demokratie verbessert die Steuermoral
· Nutzungshäufigkeit der direkten Demokratie steigert Zufriedenheit mit der Demokratie
· Direkte Demokratie macht glücklich
 

1.10. [bookmark: _Toc122363651]Meinungsbildung bei Sachabstimmungen
Partizipation
-> Stimmbeteiligung abhängig von Vorlage
· Knappheits-Hypothese (Kirchgässner & Schulz): Beteiligung höher bei intensiveren Abstimmungskampagnen
· Rational-Choice: Bedeutung der eigenen Stimme
· Mobilisierung durch Eliten ist wichtig
 
Individuelle Faktoren:
· Geschlecht, Alter, Bildungsniveau
· Interesse an Politik
· Politische Kompetenz: Selbst-Zensur
· Betroffenheit
 
Kontextfaktoren, d.h. Einfluss der Vorlage
· Vertrautheit mit dem Gegenstand (Kriesi: ‘awareness’)
· Intensität der Kampagne
- > Interaktionseffekt
· Komplexität der Vorlage
 
Strategien der Meinungsbildung
· Heuristische (vereinfachende) Strategien
· Reduktion der Informationskosten, Zeit sparen
· Status-Quo Heuristik: Nein-Sagerinnen
· Vertrauensheuristik: Wahlempfehlungen von Bundesrat und Parlament
· Parteiheuristik: Wahlempfehlungen von Parteien, Verbänden etc…
· Systematische Strategien (Inhaltliche Auseinandersetzung)
· Fliessender Übergang mit heuristischen Strategien
· Bedeutend bei hoher Kampagnenintensität
· Ziemlich weit verbreitet
 
Propagandaregulierungen
· Verbot der politischen Werbung in Fernsehen und Radio
· Regulierungen für staatliche Instanzen
· kein Einsatz öffentlicher Gelder für Propaganda
· Stellungnahme sowie Engagement im Abstimmungskampf erlaubt
· Informationspflicht: sachlich und ausgewogen
· Kaum Regulierungen für privatrechtliche Organisationen
· Parteien, Interessensverbände, etc…
· Keine Transparenzpflicht bei Finanzierung der Kampagnen
· Einzige Einschränkung ist Strafrecht
 
Auswirkungen der Abstimmungspropaganda - Käuflichkeit von Abstimmungen
· Unterschied zwischen Initiativen (Keine Unterstützung der Regierung) und Referenden (Unterstützung der Regierung)
· Parteikonstellationen wichtig
· Intensität und Richtung der Kampagnen spielen eine Rolle
· Geld hilft, bei knappen Abstimmungen möglicherweise ausschlaggebend
 
-> Offene Fragen: Auswirkungen von Online-Kampagnen?
· Micro-Targeting
· Kampagnen werden digitaler
 
Fazit
Partizipatorische Demokratietheorie
· Direkte Demokratie als Schule für Bürgerinnen?
· Inkompetentes Abstimmen ist verbreitet (Gleicht sich wenigstens aus)
 
Elitistische Demokratietheorie
· Direkte Demokratie als Überforderung für die Bürgerinnen?
· Heuristische Strategien erlauben konsistenten Stimmentscheid
· Intensive Kampagnen erhöhen Verständnis und argumentbasierte Strategien
 
-> Auch in der direkten Demokratie spielt die Elite eine wichtige Rolle für die Qualität des Stimmentscheids
· Elite und Bürgerinnen nicht gegeneinander ausspielen




[bookmark: _Toc122363652]Public Policies
1.11. [bookmark: _Toc122363653]Policy-Formulierung: Entscheidungsprozesse
Definition
· Antwort auf ein Public Problem
· Etwas soll bewirkt werden: Mobilisiert Handlungsinstrumente
· zB Information, Anreize, Regulation
· zB Subventionen beim Bau von Solaranlagen, Verbote (nicht mehr als 20° C heizen)
· kann auch heissen: nichts tun
 
Vorparlamentarische Phase
· Impuls: z.B. Parlamentarischer Vorstoss, Bundesratsentscheid, Entscheid von Departement oder Fachamt, Volksinitiative, internationale Vereinbarung
· «Federführung» des zuständigen Departements
· Rolle des Fachamtes
· Ämterkonsultation: Einwände anderer Amtsstellen erfassen
· Vernehmlassungsverfahren: Feedback zum Gesetzesentwurf
· Anwendbarkeit (zB Adressaten, Kantone)
· Widerstände bzw Opposition (referendumsfähige Gruppen)
Mitberichtsverfahren
-> Vor-Koordination der Entscheide im Kollegialgremium
 
Entscheidungsabläufe im Bundesrat (s. Metzler-Arnold 2004)
· Ca 50 Geschäfte pro Sitzung
· Ablauf der Sitzungen
· Teilnehmende: BR, Kanzler/in und Vizekanzler/innen
· Bundespräsident/in leitet Sitzung und erteilt Wort
-> Formelle Umgangsformen
-> Kaffeepause (informeller Austausch), gemeinsames Mittagessen
 
Parlamentarische Phase
1. Bezeichnung des erstbehandelnden Rates durch Präsidien NR/SR
1. Vorberatung in der zuständigen Kommission des Erstrates
1. Behandlung in den Fraktionen
1. Eintreten und Detailberatung im Plenum des Erstrates, Gesamtabstimmung
1. Vorberatung in der Kommission des Zweitrates
1. Eintreten und Detailberatung im Plenum des Zweitrates, Gesamtabstimmung
1. Bei ungleichen Ergebnissen: Differenzbereinigungsverfahren
6. Navettesystem: max drei Beratungen
6. Einigungskonferenz aus je 13 Mitgliedern beider Räte
8. Schlussabstimmung
 
Referendumsphase
· Publikation der Gesetzesvorlage im Bundesblatt
· Bei fakultativem Referendum: Frist für Unterschriftensammlung
· Wenn Referendum: Volksabstimmung
· Nach Annahme: Umsetzung (Auftrag ans Fachamt)
 
 
1.12. [bookmark: _Toc122363654]Policy-Implementation: Gesetzesvollzug
Gesetzesvollzug - Unterscheidung zwischen nationalem und föderalem Vollzug
· Nationaler Vollzug: Behörde des Bundes führt den Vollzug durch, mithilfe von dezentralen Verwaltungsstellen
-> selten
· Föderaler Vollzug: Bund macht Gesetze, Kantone vollziehen sie
-> bestimmendes Vollzugsmodell (‘kooperativer Föderalismus’); führt häufig zu Vollzugsdisparitäten



[bookmark: _Toc122363655]Die Schweiz in den internationalen Beziehungen
1.13. [bookmark: _Toc122363656]Wirtschaftliche Globalisierung
Aussenwirtschaftliche Verflechtung
· Wichtig für den Wohlstand der Schweiz
· Sektoren: Finanzdienstleistungen, chemische und pharmazeutische Industrie, Maschinenbau
· Handelspartnerinnen in Europa, Nordamerika und Asien
· Arbeitsmarkt: angewiesen auf Ausländerinnen
Weiteres
· Wirtschaftlich globalisiert
· Hohe Importe und Exporte -> Kleiner Binnenmarkt
 

1.14. [bookmark: _Toc122363657]Neutralität
Geschichtliche Ursprünge (A. Riklin)
· Schlacht von Marignano 1515?
· Niederlage der Schweiz
· Entscheid: Keine weitere Beteiligung an internationalen Konflikten
· Historische Verklärung, da CH auch weiterhin Bündnisse einging
· Erklärung der Tagsatzung von 1674
· Westfälischer Friede
· Neutralität als aussenpolitisches Ziel
· Zu Zeiten der Helvetischen Republik und Mediation (Napoleon) 1798-1815 
-> Schweiz Vasalle von Frankreich
· Wiener Kongress 1815:
‘Acte portantreconnaissance et garantie de la neutralité perpétuelle de la Suisse et de l’inviolabilité de son territoire’
-> Schweiz unterschreibt Neutralitätsakt
 
Neutralitätsrecht: Rechte und Pflichten neutraler Staaten
· Recht, mit anderen Staaten Handel zu treiben (Waffenhandel mit kriegstreibenden Staaten möglich)
· Pflicht, nicht in militärischen Konflikten zwischen anderen Staaten zu intervenieren (Verbot direkter Unterstützung)
· Pflicht, kriegführenden Staaten bei ihren militärischen Handlungen nicht zu helfen (Verbot indirekter Unterstützung, zB Armeen durch eigenes Territorium marschieren lassen oder Luftraum durchfliegen lassen)
· Pflicht, beim Verkauf von Kriegsmaterial nicht zwischen kriegsführenden Staaten zu unterscheiden
-> Kriegsmaterialgesetz
-> Wiederausfuhr (Weiterverkauf) von Kriegsmaterial verboten
 
Neutralitätspolitik:
«Gesamtheit aller Massnahmen, die ein neutrales Land ergreift, um die Glaubwürdigkeit seiner Neutralität zu sichern» (Goetschel & Wasserfallen)
-> Neutralität als Mittel zum Zweck (kein Selbstzweck)
-> Neutralität in der Schweizer Verfassung nicht festgeschrieben
-> Bundesrat und Parlament müssen sich nur an internationales Neutralitätsrecht halten
 
Funktionen der Neutralitätspolitik (Riklin)
· Integrationsfunktion
Innere Konflikte werden verhindert
· Unabhängigkeits- oder Schutzfunktion
CH soll nicht in Kriege von Grossmächten hineingezogen werden
· Freihandelsfunktion
Wirtschaftlichen Austausch ermöglichen (Notfalls halt auch mit Nazis)
· Gleichgewichtsfunktion
Geostrategisch, Schweiz als "Puffer" in der Mitte Europas
· Dienstleistungsfunktion
Anbieten von "guten Diensten"
-> Humanitäre Hilfe
-> Standorte für internationale Organisationen
-> Diplomatische Schutzmachtmandate (zB Vertretung der USA im Iran, da USA diplomatische Vertretung eingestellt hat)
 

1.15. [bookmark: _Toc122363658]Die Beziehungen Schweiz – EU
-> Entwicklung der Beziehungen (Kriesi & Trechsel)
 
1. Scheitern erster multilateraler Schritte (1955-1972)
· EFTA 1960 als Gegenpol zur EG (Europäische Gemeinschaft)
· Freihandelsabkommen 1972 (72.5% Ja) -> zwischen EG und EFTA
 
1. Stagnation (1972-1986)
· Beziehungen beruhen auf Freihandelsabkommen
· EG macht wenige Integrationsschritte
 
1. Scheitern zweiter multilateraler Schritte (1986-1992)
· EWR Abkommen 1992 (50.3%, 18 Stände Nein) 
-> intensiver Abstimmungskampf (78% Stimmbeteiligung)
· EWR (Europäischer Wirtschaftsraum) bietet EFTA Staaten Zugang zu EG-Binnenmarkt
 
1. Der bilaterale Weg (1993- ?)
-> Personenfreizügigkeit
-> Abkommen müssen gesamthaft angenommen werden
· Bilaterale I 2000 (67.2% Ja)
· Bilaterale II 2005 (56 % Ja)
-> Schengen-Abkommen, Dublin-Abkommen
-> Flankierende Massnahmen (Lohnschutz) zur Mehrheitsbeschaffung links der Mitte
 
Fazit: Quasi-Mitgliedschaft à la carte, starke ‘Europäisierung’ der Schweizer Gesetzgebung
· Schweiz in Vertragswerk der EU gut integriert
· "Quasi-Mitgliedschaft der EU à la carte", da Schweiz nicht überall dabei ist
· Gewisse Prinzipien der europäischen Integration bereits übernommen (zB Produktzulassung)
 
5. Erodierung des bilateralen Wegs (2021 - )?
· Verhandlungsabbruch Institutionelles Rahmenabkommen (InstA)
-> Hätte klären sollen, wie Schweizer Gesetz automatisch an Änderungen der europäischen Gesetze hätte angepasst werden können (ohne ständige Volksabstimmungen mit Risiko, abgelehnt zu werden)
 

1.16. [bookmark: _Toc122363659]Perspektiven
Globalisierungs-Trilemma (Rodrik)
1. Unabhängigkeit des Nationalstaates
1. Starke Demokratie
1. Wohlfahrt dank Globalisierung
-> Spannungsfeld
-> Nur zwei Ideen realisierbar, schliessen dritte Option aus
 
· Globalisierung + Nationalstaat -> weniger Demokratie
Globalisierungsverliererinnen haben nichts zu sagen
· Globalisierung + Demokratie -> weniger Nationalstaat
Supranationale Organisationen bieten weniger Unabhängigkeit für Staaten
· Nationalstaat + Demokratie -> weniger Globalisierung
Globalisierung würde Nationalstaat infrage stellen
 
Was will die Schweiz?
Starker Nationalstaat und Demokratie -> Keine Europäisierung
 
Aktuell: Starke Globalisierung, schwächere Nationalstaaten, schwächere Demokratie
 
Wille der Schweiz und aktuelle Situation widersprüchlich -> Spannungen in Diskussion der Beziehungen Schweiz-EU


[bookmark: _Toc122363660]Ausblick
1.17. [bookmark: _Toc122363661]Das Demokratieprofil der Schweiz
"Patterns of Democracy" (Lijphart) -> Konsens- vs Mehrheitsdemokratien
 
Verschiedene weitere Modelle zum Vergleich von Demokratien:
· Direkte vs Repräsentative Demokratie
· Direkte Demokratie vs Rechtsstaatlichkeit
· Rechtsstaatlichkeit vs Grundrechtsschutz
 

1.18. [bookmark: _Toc122363662]Veränderungen im Prototyp der Konsensdemokratie
Erste Dimension: «Föderalismus-Unitarismus»
· Stabilität des Schweizer Föderalismus
· Starke Stellung der Kantone und der kantonalen Strukturen
· Verstärkung der Machtteilung
· Ausbau des Horizontalföderalismus: Rolle der Direktorinnenkonferenzen, KdK, Haus der Kantone
· Reaktion auf neue Herausforderungen durch funktionale Räume: Intensivierung der Koordination (z.B. Tripartite Agglomerationskonferenz), Zunahme der Verflechtungen
 
Zweite Dimension: «Exekutive-Parteien»
· Neue Spannungen durch neue Spaltung seit Mitte 1990er: Globalisierungsgewinnerinnen vs. Globalisierungsverliererinnen
· Starke Veränderungen von Strukturen und Praxis der Machtteilung
· Regierungskonkordanz: «en panne» zwischen 2003 - 2015
· Parteiensystem: zunehmende Polarisierung ab Mitte 1990er
seit 2019: Aufstieg der grünen Parteien
· Verbandssystem: Aufbrechen von korporatistischen Gewohnheiten, zunehmend pluralistische Züge
 

1.19. [bookmark: _Toc122363663]Im Kontext der direkten Demokratie
· Zusammenhang zwischen Machtteilung und direkter Demokratie
· Probleme in der Machtteilungsmechanik werden durch direkte Demokratie noch stärker vertieft ("Einbahnstrasse")
· Polarisierung und Entscheidungsblockaden
· Erschütterungen der Grundfesten: Rechtsstaat vs. Demokratie?
· Lösungsvorschläge bei Kollisionen zwischen Volksinitiativen und Rechtstaatlichkeit (oder Völkerrecht):
· Ausweitung der Ungültigkeitsgründe von Volksinitiativen?
· Prüfung von Volksinitiativen durch das Bundesgericht?
· Warnhinweis auf Unterschriftenbogen?
· Rechtliche Vorprüfung und Publikation der Resultate (Linder & Mueller)
 

1.20. [bookmark: _Toc122363664]Fazit: Machtteilung im 21. Jahrhundert
· Erste Dimension «federal-unitary»: scheint unproblematisch
· Zweite Dimension «executive-parties»:
· im 19. Jahrhundert inexistent: freisinniges Mehrheitsmodell
· im 20. Jahrhundert zentral: Zauberformel als Blütezeit der Machtteilung
· im 21. Jahrhundert: welche Machtteilung unter Bedingungen der Globalisierung? Anpassungen nötig? Weiterentwicklungen?
· Bundesrat: 2015 arithmetische Konkordanz, 2019 in Frage gestellt.
· Aber relevante Kräfte müssen…
Verantwortung übernehmen
bereit sein zur konstruktiven Mitarbeit
wechselnde Koalitionen suchen
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desversammlung

KANTONSGERICHT
Wah! durch Regie-
rung, Kantonsparla-
ment oder Volk
BEZIRKSGERICHT,
FRIEDENSRICHTER
Wahl durch

kantonale Behorden
oder Volk




image4.png
FDP CVP SVP SP

%
TN

Kirche vs. Staat Laizismus Kirchennah Laizismus Laizismus

Zentrum vs. Zentrum Peripherie (Peripherie) Zentrum

Peripherie

Stadt vs. Land Stadt (Land) Land Stadt

Kapital vs. Arbeit Kapital (Kapital) Kapital Arbeit





image5.png
Kategorie Anwendungsbereich Bedingungen
Obligatorisches |+ Verfassungsanderungen Automatische Abstimmung,
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Dringliche Bundesbeschliisse ohne
Verfassungsgrundlage (ein Jahr
nach Inkrafttreten)

(«doppeltes Mehr»)

Fakultatives
Referendum

Alle Gesetze
Referendumspflichtige
Bundesbeschlisse

gewisse volkerrechtliche Vertrage
Dringliche Bundesbeschliisse mit
Verfassungsgrundlage (ein Jahr
nach in Krafttreten)

50000 Unterschriften in 100
Tagen, oder acht Kantone.
Volksmehr («einfaches
Mehr»)

Volksinitiative

VI auf Totalrevision der Verfassung

VI auf Teilrevision der Verfassung:
formuliert oder allgemeine Anregung

100°000 Unterschriften in 18
Monaten, Volk und Stande
(«doppeltes Mehr»)
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